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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Innere Sicherheit

In der Herbstsession 2021 überwies der Nationalrat mit 120 zu 66 Stimmen ein 2019
eingereichtes Postulat Vitali (fdp, LU) – in der Zwischenzeit übernommen von Marcel
Dobler (fdp, SG) – mit der Forderung nach einem verhältnismässigen BÜPF. Als
unverhältnismässig sah der Postulant konkret die Pflichten an, die Anbieterinnen von
Fernmeldedienstleistungen durch das BÜPF auferlegt werden, sowie die dadurch
verursachten Kosten. Insbesondere für KMU seien diese Pflichten schwer stemmbar,
weshalb eine Entlastung geprüft werden müsse. Der Bundesrat soll in einem Bericht
Massnahmen aufzeigen, wie das BÜPF KMU-freundlicher umgesetzt werden könne. Der
Bundesrat hatte in diesem Postulat keinen Mehrwert gesehen und aus diesem Grund
dessen Ablehnung beantragt. Im Ratsplenum hatte Justizministerin Karin Keller-Sutter
zuvor ausgeführt, dass gegenwärtig vier Kategorien von Mitwirkungspflichtigen im
Gesetz verankert seien. Jedes KMU könne einen Herabstufungsantrag stellen und werde
mit grosser Wahrscheinlichkeit eine Pflichtenreduktion erhalten. 1

POSTULAT
DATUM: 21.09.2021
CATALINA SCHMID

Institutionen und Volksrechte

Bundesverwaltung - Organisation

Am letzten Sitzungstag der Wintersession 2019 überwies der Nationalrat stillschweigend
ein Postulat Vitali (fdp, LU),  das auch der Bundesrat zur Annahme empfohlen hatte. Der
Bundesrat soll also prüfen, wie er Kommissionen über Vorarbeiten für grössere
Projektvorhaben informieren kann. Albert Vitali beklagte sich in der Begründung seines
Vorstosses darüber, dass das Parlament bei grösseren strategischen Projekten oder IT-
Anschaffungen nur die Botschaft zu den entsprechenden Verpflichtungskrediten
vorgelegt bekomme; und zwar erst, nachdem umfangreiche Vorarbeiten in der Regel
bereits abgeschlossen seien. Es wäre aber von Vorteil, so der Luzerner Freisinnige,
wenn zumindest die zuständigen Kommissionen schon früh über die Eckpfeiler eines
Projektes informiert wären, um die strategische Richtung desselben frühzeitig
vorgeben zu können. Der damit einhergehende Zeitverlust würde durch Qualitätsgewinn
wett gemacht. Zudem könnten so kostspielige Fehlplanungen, wie sie in der
Vergangenheit vorgekommen seien, vermieden werden. 2

POSTULAT
DATUM: 20.12.2019
MARC BÜHLMANN

Öffentliche Finanzen

Finanzausgleich

Im Sommer 2017 reichte Albert Vitali (fdp, LU) ein Postulat ein, gemäss dem der
Bundesrat einen Bericht zu den Möglichkeiten der Optimierung des nationalen
Finanzausgleichs verfassen soll. Der Ressourcenausgleich zwischen den Kantonen soll
zukünftig Anreize für eine Verbesserung der finanziellen Leistungsfähigkeit beinhalten.
Das Postulat nahm Ideen einer politischen Arbeitsgruppe der Kantone unter anderem
bezüglich einer gesetzlich garantierten Mindestausstattung sowie einer verstärkten
Orientierung der Ausgleichssumme an der tatsächlichen Entwicklung der finanziellen
Leistungsfähigkeit der Kantone auf. Der Bundesrat argumentierte, dass ihm die KdK im
März 2017 bereits einen „neuen Mechanismus zur Festlegung der Dotation des
Ressourcenausgleichs” vorgeschlagen habe, welcher die Anreize für die
ressourcenschwächsten Kantone steigern sollte. Diesen und andere Vorschläge prüfe
der Bundesrat im Rahmen des Wirksamkeitsberichts 2016-2019, folglich empfahl er das
Anliegen zur Annahme. Nachdem Yannick Buttet (cvp, VS) das Postulat in der
Herbstsession 2017 noch bekämpft hatte, konnte er seine Position in der Wintersession
2017 aufgrund seiner Abwesenheit nicht vertreten. In der Folge nahm der Nationalrat
das Postulat mit 126 zu 57 Stimmen – gegen den Widerstand der SP-Fraktion, einer
Mehrheit der Grünen-Fraktion, aber nur von vereinzelten Mitgliedern der CVP-Fraktion
– deutlich an. 3

POSTULAT
DATUM: 13.12.2017
ANJA HEIDELBERGER
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Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Raumplanung

Mit der deutlichen Annahme des Raumplanungsgesetzes habe das Volk seine Forderung
zur Verbesserung des Vollzugs in der Raumplanung zum Ausdruck gebracht, zeigte sich
Albert Vitali (fdp, LU) überzeugt. In einem im Juni eingereichten Postulat forderte er
denn auch eine Evaluation der Sachplanung des Bundes. Die Sachplanung hinke den
gesetzlichen Anforderungen hinterher, was unter anderem eine abgestimmte
Koordination zwischen Kantonen, Gemeinden und Städten erschwere. Der Postulant
erinnerte die Regierung auch an die aus der Raumplanungsverordnung vom 22. Oktober
1997 erwachsende Verpflichtung zur Erstellung eines ebensolchen Evaluationsberichts
pro Legislaturperiode, welcher der Bund bereits seit längerem nicht mehr
nachgekommen sei. Mit der Erstellung eines Berichts, der sowohl Lücken wie auch
Verbesserungsvorschläge aufzeigen soll, sei vorzugsweise eine extern eingesetzte
Arbeitsgruppe zu betrauen. Der Bundesrat beantragte ohne eigene Ausführungen die
Annahme des Postulats. Der Nationalrat folgte diesem Ansuchen in der Sommersession
und überwies das Postulat zuhanden der Regierung. 4

POSTULAT
DATUM: 27.09.2013
MARLÈNE GERBER

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Berufliche Vorsorge

Der Nationalrat überwies diskussionslos ein Postulat Vitali (fdp, LU) zu den alters- und
geschlechtsabhängigen BVG-Sparbeiträgen. Die Regierung wird damit beauftragt zu
prüfen, wie sich deren Bemessung an die veränderten gesellschaftlichen
Begebenheiten anpassen liesse, insbesondere um eine Benachteiligung älterer
Beitragszahlender in Zukunft zu vermeiden. 5

POSTULAT
DATUM: 14.12.2013
FLAVIA CARONI

Der Nationalrat überwies in der Sommersession mit einer grossen Mehrheit von 180 Ja-
Stimmen ein Postulat Vitali (fdp, LU) mit dem Auftrag an den Bundesrat, im Rahmen des
BVG Möglichkeiten zur Verbesserung der Vergleichbarkeit der Deckungsgrade
zwischen den Vorsorgeeinrichtungen zu prüfen. Dabei sollte das Ausweisen einer
Kennzahl oder ein Ampelsystem erwogen werden. Zusätzliche Transparenz sei
angesichts des schwindenden Vertrauens in die Pensionskassen unabdingbar, so die
Argumentation. Der Bundesrat hatte sich gegen den Vorstoss ausgesprochen:
Angesichts der Unterschiedlichkeit der Vorsorgeeinrichtungen sei ein Vergleich mittels
Index kaum zu bewerkstelligen und liefere zwangsweise inadäquate Ergebnisse. 6

POSTULAT
DATUM: 17.06.2014
FLAVIA CARONI

Ein Postulat Vitali (fdp, LU), das einen Bericht zu alters- und geschlechtsabhängigen
BVG-Sparbeiträgen verlangt hatte, wurde im Rahmen der Beratungen zur Reform der
Altersvorsorge 2020 abgeschrieben. 7

POSTULAT
DATUM: 29.09.2016
FLAVIA CARONI

Soziale Gruppen

Kinder- und Jugendpolitik

Soucieux d'améliorer l'exécution du nouveau droit de protection de l'enfant et de
l'adulte, le député Vitali (plr, LU) a, par le biais d'un postulat accepté en septembre
2016 par le Conseil national à 133 voix contre 46 avec 7 abstentions, demandé au
Conseil fédéral de rédiger un rapport recensant les bonnes pratiques dans le cadre de
la mise en œuvre du nouveau Code civil (CC). Il souhaite particulièrement que les
aspects concernant la répartition des coûts, des compétences et des prises de
décisions entre les communes et les cantons soient abordés, de même que les raisons
derrière les augmentations des coûts et du nombre de signalements de personnes en
danger aux autorités. 8

POSTULAT
DATUM: 27.09.2016
SOPHIE GUIGNARD

1) AB NR, 2021, S. 1741 f.
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2) AB NR, 2019, S. 2429; Po. 19.4093
3) AB NR, 2017, S. 1688; AB NR, 2017, S. 2119 f.; Schlussbericht der KdK
4) AB NR, 2013, S. 1747.
5) AB NR, 2012, S. 2253.
6) AB NR, 2014, S. 1142 f.
7) Bericht über Motionen und Postulate 2015
8) BO CN, 2016, p.1645 ss.
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